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Deaktivierung von Videoüberwachungsanlagen bei Aufzügen und Versammlungen

Vorbemerkung:

Das Verwaltungsgericht Köln hat am Donnerstag, den 12.3.2020 entschieden: Die Polizei Köln 
muss für eine Versammlung am Samstag, 14.3.2020 auf dem Wiener Platz die dort befindlichen 
Kameras der Videoüberwachung verhüllen. (VG Köln 20 L 453/20)
Nach Auffassung des Verwaltungsgerichts entfalten bereits die Präsenz der Kameras und die 
Möglichkeit staatlicher Beobachtung eine abschreckende und einschüchternde Wirkung auf 
Versammlungsteilnehmer und griffen in deren Recht aus Art. 8 Abs. 1 GG, sich frei zu 
versammeln, ein. Die Versammlungsfreiheit schütze nicht nur die Teilnahme an einer 
Versammlung, sondern auch die Art und Weise der Teilnahme. Für Versammlungsteilnehmer sei 
von außen nicht erkennbar, ob die Kameras ausgeschaltet seien, deshalb reiche auch eine 
Zusicherung nicht aus. Der Grund für die Installation der Kameras sei nicht entscheidend, weil es 
auf deren faktische Wirkung und nicht auf den Willen der Polizei ankomme. Der Antragsgegner 
habe keine Anhaltspunkte für eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung dargelegt, die
eine Überwachung der Versammlung rechtfertigen könnten. Mit Blick auf die große Bedeutung des 
Grundrechts der Versammlungsfreiheit sei die logistische Herausforderung des Abdeckens der 
Kameras der Polizei zuzumuten und etwaige Ausfälle der Kameras für folgende Tage seien durch 
andere, geeignete Maßnahmen aufzufangen. Ein Abbau der Kameras während der Versammlung sei
dagegen nicht erforderlich, weil das Abdecken einen ausreichenden Schutz der 
Versammlungsfreiheit darstelle.

Das Land NRW hat noch am selben Tag gegen den Beschluss des VG Köln mit einer Beschwerde 
beim Oberverwaltungsgericht NRW in Münster reagiert. Das OVG hat die Beschwerde am 
13.3.2020 zurückgewiesen (OVG NRW 15 B 332/20). Somit ist der Beschluss des VG Köln 
rechtskräftig und muss von der Polizei Köln umgesetzt werden.

Ich frage die Landesregierung:



1. Hält die Hessische Landesregierung die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts für das
Land Nordrhein-Westfalen  vom 14.  März 2020 für  übertragbar  auf  Hessen,  wonach die
Polizei  für  die  Dauer  einer  Versammlung  alle  fest  installierten  Videokameras  am
Versammlungsort  abdecken  müsse,  weil  das  bloße  Abschalten  die  möglicherweise
einschüchternde und abschreckende Wirkung der Kameras nicht beseitige? 

2. Wird seitens der Polizei in Hessen die Entscheidung des OVG NRW bereits umgesetzt oder
beabsichtigt die Hessische Landesregierung auf eine verwaltungsgerichtliche Entscheidung
in Hessen zu warten?

3. Welcher  technische  Aufwand  muss  bzw.  müsste  an  den  Standorten  der
Bildaufzeichnungsanlagen,  die  von  Polizei  -bzw.  Gefahrenabwehrbehörden  zur
Überwachung öffentlicher  Straßen und Plätze  gem. §14 Abs.3 HSOG betrieben werden,
betrieben  werden,  um bei  Demonstration  für  eine  sichtbare  Abdeckung  der  installierten
Videokameras zu sorgen? 

Wiesbaden, den 17.04.2019

Torsten Felstehausen
Der Parlamentarische Geschäftsführer


	Hessischer Landtag
	Kleine Anfrage
	Wiesbaden, den 17.04.2019



